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Schlichtungsgesuch

für

Kanton Aargau, vertreten durch die Staatskanzlei des Kantons Aargau,

Regierungsgebäude, 5000 Aarau,

Kläger,

wiederum vertreten durch Dr. Marcel Lanz, LL.M., Rechtsanwalt, Hintere
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ge9en

Musikpartet, c/o Stephan Zurfluh, Brisgistrasse 24, 5400 Baden,
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betreffend

Forderung.
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A. BEGEHREN

1. Die Beklagte sei zu verufteilen, dem Kläger den Betrag von CHF 2'856.40 zzgl.

Zins zu 5olo seit 70.72.2023 zu bezahlen.

2. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zu Lasten der Beklagten,

B. PROZESSUALERANTRAG

1. Es sei den Parteien ein Urteilsvorschlag zu unterbreiten.

I. FoRMELLES

1 Der unterzeichnete Anwalt ist bevollmächtigt.

Beweis:

Vollmacht vom 23.07 .2024 Beilage 1

2 Die Beklagte hat gemäss § 1Abs. 2 ihrer Statuten vom 13. Januar 2023 ihren Sitz

in Baden.

3 Dem Entscheidverfahren geht ein Schlichtungsversuch vor einer

Schlichtungsbehörde voraus (Art. 197 ZPO).

+ Die angerufene Schlichtungsbehörde ist somit örtlich und sachlich zuständig.

Beweis:

Statuten der Musikpartei vom 73.O1.2023 Beilage 2

II. MATERIELLES

1. Sachverhalt

s Die Beklagte ist als Verein ausgestaltet. Sie bezweckt die Mitwirkung <<in der Politik

der Schweiz auf allen Ebenen>>. Sie ist neutral, transparent und konstruktiv.
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FÜr die Nationalratswahlen 2023 hat die Beklagten ihren Präsidenten, Stephan

Zurtfuh, nominiert.

10

11

Im Rahmen der Kandidatur hat die Beklagte

welcher der Kläger an alle Stimmberechtigten

hat.

Mit Vereinbarung vom 23. Juni 2023 hat die

Versand ihres Wahlflyers entstandenen Kosten

Parteien vereinbarten, dass die Beteiligung ca.

!2 Am 10. April2024 hat der Kläger die Beklagte

von CHF 2'856.40 erstmals gemahnt und um

Einreichung des Schlichtungsgesuchs hat die

nicht bezahlt.

Beweis:

Vereinbarung vom 23.06.2023

Rechnung vom O9. 7L.2023

Zahlungsbeleg vom 13.Lt.2023

Mahnschreiben vom 70.04.2024

einen Wahlflyer drucken lassen,

mit den Wahlunterlagen versandt

Beklagte zugestimmt, die für den

anteilig zu übernehmen, wobei die

8'000.00 Franken betragen werde.

über den ausstehenden Restbetrag

sofortige Zahlung ersucht. Bis zur

Beklagte den offenen Restbetrag

Beilage 3

Beilage 4

Beilage 5

Beilage 5

Aargau sieht in § 16

die Organisation von

Am 9. November 2023 stellte der Kläger Rechnung über den von der Beklagten

geschuldeten Betrag für den Versand ihres Wahlflyers gemäss Vereinbarung vom

23. luni 2023. Der in Rechnung gestellte Betrag von cHF 6'856.40 lag deuilich

unter der Prognose von CHF 8'000.00.

Der in Rechnung gestellte Betrag war innert 30 Tagen nach Rechnungstellung zur
Zahlung fällig (Verfalltag).

Mit Zahlung vom 13. November 2023hat die Beklagte resp. Zurfluh Stefan einen

Teilbetrag von CHF 4'000.00 beglichen.

2. Haftung der Beklagten für offene Forderung

Das Gesetz über die politischen Rechte (GPR) des Kantons

Abs. 6 vor, dass bei den Nationalrats- und Grossratswahlen

13
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Verpackung und Versand an die Gemeinden zentral durch den Kanton auf Kosten

der Beteiligten erfolgt. Präzisierend dazu hält die Verordnung zum Gesetz über die

politischen Rechte (VGPR) in § 22 Abs. 3 fest, dass sich die Beteiligten mit der

Anmeldung zur Übernahme der anteilsmässig anfallenden Kosten verpflichten.

Im Rahmen dieserVorgaben haben die Parteien in derVereinbarung vom 23.luni

2023 die Kostenbeteiligung der Beklagten für den Versand des Wahlflyers der

Beklagten geregelt. Die Beklagte hat sich in der Vereinbarung in Übereinstimmung

mit § 16 GPR und § 22 VGPR explizit verpflichtet, die Kosten zu tragen.

Keine Möglichkeit der Verrechnung

Art. 125 Abs.3 OR schliesst die Verrechnung von Verpflichtungen gegen das

Gemeinwesen aus öffentlichem Rechte aus. Die vorliegend geltend gemachte

Forderung findet ihre Grundlage in § 16 Abs. 6 GPR resp. § 22 Abs. 3 VGPR.

Eine allfällige Verrechnungseinrede der Beklagten wäre im vorliegenden Fall

demnach nicht zu beachten. Der geltend gemachte Betrag ist zzgl. Verzugszinsen

vol lumfänglich gesch uldet.

Pa rteikostenentsc häd i g u n g

3.

15

16

4.

t7 Unterbreitet d i e Sch I ichtu ngsbehörde ei nen U rtei Isvorschla g gela ngt Art.

nicht zur Anwendung und es ist eine Parteientschädigung zuzusprechen

Dominik/Rickli Brigitte, in: Schweizerische Zivilprozessordnung

Kurzkommentar,2. Aufl., ZürichlSt. Gallen 2A14, Art. 113 N 2).

Bei einem Streitwert von CHF 2'856.4O beträgt die Grundentschädigung

Abs. 1 lit. a Ziff. 1 Anwaltstarif CHF 1'110.00 plus 22o/o des Streitwerts.

113 ZPO

(Gasser

(zPo),

1B nach § 3

19 Die Beklagte ist demnach zu verpflichten, dem Kläger eine Parteientschädigung

von CHF 7'738.4O zu bezahlen.
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Freundliche Grüsse

SCHARER RECHTSANWALTE

Im Doppel

Beilagen gemäss separatem Beweismittelverzeichnis


